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A. Legistik/Begutachtung

1. Standort-EntwicklungsG
Nach einer Entschärfung hinsichtlich teilweise berechtigter Kritik
aus unions- und verfassungsrechtlicher Sicht wurde das StEntG
nachgebessert und nun kundgemacht (BGBl I 2018/110).

Und im Grunde liegt nun ein Gesetz vor, das (für Österreich)
neue Regelungsmechanismen einführt, aber tatsächlich Vorteile
im Verfahren mit sich bringt. § 1 – etwas missverständlich mit
„Anwendungsbereich“ übertitelt – verdeutlicht die zweigeteilte
Struktur: Das Gesetz regelt zum einen, unter welchen Vorausset-
zungen ein Vorhaben als standortrelevant und im besonderen öf-
fentlichen Interesse der Republik Österreich gelegen qualifiziert
werden kann (§§ 3– 10). Daran anknüpfend wird in einem
2. Hauptstück (§§ 11– 14) von den allgemeinen Vorgaben von
AVG, VwGVG und UVP-G abweichend „Sonderverfahrensrecht“
für das (UVP-)Genehmigungsverfahren geschaffen:
Ü Die Republik kann sich (muss sich aber nicht) nach Anregung

durch den Projektträger, Befassung eines Standortbeirats und
Erlassung einer V hinkünftig deklarieren, ob ein Vorhaben im
öffentlichen Interesse liegt.

Ü Für solche „standortrelevanten“ Vorhaben können bestimmte
Verfahrensbeschleunigungsinstrumente das gesamtgesell-
schaftliche Interesse unterstreichen und bei der Interessenab-
wägung wird genau das gewichtig zu berücksichtigen sein.

Ü Vor der UVP-Beh sollen engere verfahrensrechtliche Gestal-
tungsmöglichkeiten zu einer rascheren Identifikation von Ge-
nehmigungshindernissen führen.

Ü Für das Verfahren vor dem BVwG ist vorgesehen, dass das
Vorbringen abschließend in der Beschwerde zu erstatten ist.

Ü Eine verschuldensunabhängige Säumnisbeschwerde und eine
mit Kostenseparationsfolge hinterlegte Prozessförderungs-
pflicht werden eingeführt; weitere Anlehnungen an das zivilge-
richtliche Verfahren, zB zur Vorlage von Beweisurkunden, sind
ebenfalls vorgesehen.1)

2. Neues zur Umwelthaftung

Etwas untergegangen ist die jüngste Novellierung von B-UHG und
UIG, BGBl I 2018/74. Während sich die Änderungen des UIG auf
terminologische Anpassung aufgrund der DSGVO beschränken,
sind die Neuerungen im B-UHG auch in der Sache relevant. Not-
wendig wurde die Adaptierung durch die EuGH-E Folk, Rs C-529/
15,2) ein österr Vorabentscheidungsverfahren. Darin kam der GH
zum Ergebnis, dass eine Begrenzung des Begriffs „Gewässerschä-
den“ auf solche Schäden, die nicht von einer WRG-Bewilligung
gedeckt seien, ebenso gegen die UH-RL verstößt wie der Aus-
schluss der Fischereiberechtigten von Umweltbeschwerden.

In § 4 Z 1 lit a wird nun klargestellt, dass grundsätzlich jeder
erhebliche Gewässerschaden umwelthaftungsrelevant ist, es sei
denn – und diese Ausnahme ist unionsrechtskonform –, die nach-
teiligen Auswirkungen wurden nach § 104a WRG bewilligt.

Ferner wurde die Aktivlegitimation für Umweltbeschwerden
nach § 11 UIG mit Art 12 UH-RL in Gleichklang gebracht. Dass
das Fischereirecht ein beschwerdelegitimierendes Recht darstellt,
wurde zudem in Abs 3 explizit festgehalten.

3. UVP-G-Nov und Aarhus-BeteiligungG 2018

In der letzten Ausgabe von Schnell und Aktuell, RdU 2018/156,
wurden bereits die Eckpunkte dargestellt. Nunmehr wurden die
beiden Gesetze kundgemacht: die UVP-G Nov in BGBl I 2018/
80, das Aarhus-BeteiligungsG in BGBl I 2018/73.3)

4. Wirtschaftskammer ist nun auch Standortanwalt

Durch BGBl 2018/108 wurde dem § 20 WKG ein neuer Abs 3 an-
gefügt, der nun Klarheit schafft: Die Landeskammern werden im
übertragenen Wirkungsbereich als Standortanwalt nach dem
UVP-G tätig. Sie sollen dabei den Weisungen der BMDW unter-
liegen, was die Frage aufwirft, ob dies angesichts der Judikatur in
vergleichbaren Konstellationen (mittelbare Bundesverwaltung
und Weisungsbindung an einen Minister anstatt an den LH) ver-
fassungskonform sein kann.4)

B. Judikatur

Aus für das Speicherkraftwerk Kühtai
Im Jahr 2016 genehmigte die Tir LReg die Erweiterung einer beste-
henden Kraftwerksgruppe um das Pumpspeicherkraftwerk Kühtai
nach demUVP-G. Das BVwG bestätigte unter Setzung zusätzlicher
Ersatz- und Schutzmaßnahmen die Genehmigungsentscheidung.
Der VwGH sah die Sache jedoch anders und hob mit Erk v
22. 11. 2018, Ro 2017/07/0033–0036, die E des BVwG auf.

In der Sache führte der VwGH aus, dass im Rahmen der UVP-
rechtlichen Immissionsminimierungspflicht (§ 17 Abs 2 Z 2 lit b
UVP-G) jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die „bleibende
Schädigungen“ verursachen. Ergibt das Ermittlungsverfahren, dass
es zu solchen bleibenden Schäden kommt, ist die Genehmigung zu
versagen. Interessen an der Realisierung des Projekts sind – anders
als nach dem TNSchG – nicht iSe Abwägungsprüfung zu berück-
sichtigen.

Wesentlich ist wohl auch, dass den sog „Konzeptauflagen“ ein
Riegel vorgeschoben wird: Einer einem abgesonderten behördlichen
„Freigabeverfahren“ vorbehaltene inhaltliche Gestaltung des Bewil-
ligungsbescheids durch per Auflage vorgeschriebenes Beibringen ei-
nes Maßnahmenkonzepts, ohne dass dabei Verfahrensparteien mit-
wirken könnten, wurde eine Abfuhr erteilt. Die Festlegungen eines
Konsenses haben im Bewilligungsverfahren selbst zu erfolgen. Nur
so steht den anderen Verfahrensparteien auch die Möglichkeit zur
Mitsprache und zur Erhebung von Rechtsmitteln offen.5)
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